72.23                                                                                      6446/ Herr Kronenberg

42.21                                                                                      6759/ Frau Pfeiffer

42.13                                                                                      6741/ Frau Muth-Imgrund         

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


 

Der Landschaftsverband Rheinland ist zuständig für die im Sonderkindergarten oder der integrativen Tagesstätte zu gewährende Hilfe einschließlich notwendiger Fahrtkosten zu und von der Einrichtung.

 

Sonderkindergärten sind Einrichtungen zur teilstationären Betreuung im Sinne der §§ 13, 75 Sozialgesetzbuch XII (SGB).
 

Integrative Tagesstätten als Einrichtungen zur teilstationären Betreuung sind Tagesstättengruppen nach dem Gesetz über Tageseinrichtungen für Kinder NRW (GTK) mit einer Gruppenstärke von 15 Kindern, davon 5 Kinder mit Behinderung, die im gleichen Umfang wie in einem Sonderkindergarten betreut werden.

 

 

Betreuung im Sonderkindergarten
 

Für Sonderkindergärten gilt der Runderlass des Ministers für Arbeit, Soziales, Qualifikation und Technologie NRW  vom 30.06.1982 (SMBl. NRW. 2170) über “Allgemeine Anforderungen an Kindergärten für behinderte Kinder (Sonderkindergärten)”. Weiterhin muss eine Anerkennung nach § 45 Sozialgesetzbuch VIII (SGB) durch das Landesjugendamt vorliegen.

 

Es bestehen Sonderkindergärten für Kinder mit geistiger, körperlicher und sprachlicher Behinderung.

 

Nach dem Runderlass werden unter Sonderkindergärten Einrichtungen für Kinder verstanden, die wegen ihrer Behinderung, und zwar hauptsächlich geistiger Behinderung oder Körperbehinderung, in einem  Regelkindergarten nicht oder nicht ausreichend gefördert werden können.

 

Weiter führt der Erlass aus, dass er der Entfaltung der Persönlichkeit des Kindes durch die Förderung der motorischen, manuellen, sprachlichen, geistigen, seelischen, musischen, sensiblen, sensorischen und sozialen Fähigkeiten sowie des religiösen Empfindens dient, mit dem Ziel zu ausreichender sozialer Anpassung zu führen und auf den Besuch der Schule vorzubereiten.

 

Die Gruppenstärke in Sonderkindergärten beträgt bei Einrichtungen für Kinder mit geistiger und körperlicher Behinderung 8 Kinder pro Gruppe,  bei Kindern mit Sprachbehinderung 10 -12 Kinder pro Gruppe. 

 

Hinsichtlich der personellen Besetzung werden im Rahmen des vereinbarten prospektiven Leistungsentgeltes pro Gruppe die Personalkosten für eine/n GruppenleiterIn (sozialpädagogische Fachkraft) und eine Ergänzungskraft refinanziert. Daneben werden pro Einrichtung für besonders betreuungsbedürftige Kinder mit Behinderung die Personalkosten für eine gruppenübergreifende Betreuungskraft refinanziert. Zum zusätzlichen Betreuungspersonal eines Sonderkindergartens zählen die therapeutischen Kräfte (Krankengymnasten, Logopäden) und Berufspraktikanten im Anerkennungsjahr.

 

Neben den anerkennungsfähigen Personal- und Sachkosten werden auch die notwendigen Kosten des Zubringerdienstes übernommen.

Die Entwicklung der Platzzahlen in den Sonderkindergärten ergibt sich aus der nachfolgenden Darstellung:

 

Jahr                        Einrichtungen               betreute Kinder
1985                       87                                 2.406

1986                       89                                 2.458  

1987                       87                                 2.417

1988                       86                                 2.423

1989                       85                                 2.433

1990                       90                                 2.447

1991                       91                                 2.463

1992                       93                                 2.479

1993                       93                                 2.487

1994                       94                                 2.503  

1995                       96                                 2.551

1996                       85                                 2.158

1997                       87                                 2.164

1998                       95                                 2.126

1999                       95                                 2.081

2000                       94                                 2.041

2001                       93                                 1.995

2002                       95                                 1.999

2003                       98                                 2.031

2004                       94                                 2.081

 

Bezogen auf den Einzelfall sind im Jahre 2004, unabhängig von der Behinderungsart, Betreuungskosten im Sonderkindergarten in Höhe von 20.728,00 Euro pro Kind entstanden.

In diesen Kosten sind die Zubringerkosten nicht enthalten. 

 

  

Betreuung in der integrativen Tagesstättengruppe
 
In den Sonderkindergärten wurden im Laufe der Zeit eine Reihe von Methoden heilpädagogischer und therapeutischer Art entwickelt und differenziert, durch die es gelang, die Entwicklungsfähigkeit der Kinder mit Behinderung unter Beweis zu stellen und ihre Lebenschancen zu verbessern und zu sichern. Zunehmend wurde den Pädagogen und den Eltern deutlich, dass neben dieser optimalen Förderung ein wichtiger Bereich kindlicher Entwicklung ausgespart wurde – das Zusammenleben mit Kindern ohne Behinderung.  

   

Ausgehend vom Normalitätsgedanken wurden bereits im Jahre 1975 erste Konzepte für eine gemeinsame Erziehung von Kindern mit und ohne Behinderung entwickelt und in einzelnen Einrichtungen in Nordrhein-Westfalen umgesetzt. Für diese wenigen Einrichtungen wurden individuelle Finanzierungen abgestimmt. 

 

Anfang der 80er Jahre haben das Landesjugendamt und das Rheinische Sozialamt im Hinblick auf die Bestrebungen der gemeinsamen Förderung von Kindern mit und ohne Behinderung in Abstimmung mit dem Ministerium für Frauen, Jugend, Familie und Gesundheit NRW ein Konzept entwickelt, das die Förderung von integrativen Einrichtungen ermöglichen und sicherstellen soll.

 

Es wurden folgende Kriterien entwickelt:

 

1. Bei den Kindern mit Behinderung muss es sich um Kinder handeln, die teilstationärer Betreuung bedürfen. 

 

2. Die Möglichkeit gezielter Therapie für die jeweilige spezielle Behinderung muss gewährleistet sein. 

 

3. Die Zahl der Kinder ohne Behinderung in der Gruppe muss die Zahl der Kinder mit Behinderung deutlich überwiegen. In der Gruppe sollen jeweils 10 Kinder ohne Behinderung und 5 Kinder mit Behinderung betreut werden. 

 

4. In einer integrativen Gruppe ist eine Fachkraft und eine Ergänzungskraft erforderlich. 

 

5. Die räumlichen Verhältnisse müssen der integrativen Betreuung entsprechen. Insbesondere muss für jede Gruppe neben dem Gruppenraum ein Nebenraum zur Verfügung stehen. 
Auch muss die Einrichtung über einen Mehrzweckraum verfügen. 

 

6. Eine begleitende Fortbildung, die die Kompetenz von Menschen mit Behinderung verbessert, muss gewährleistet sein. 

 

Entsprechend dieser Konzeption wurde eine Finanzierung entwickelt, die die gesetzlichen Regelungen des Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder und die Elemente  der Regelungen der Eingliederungshilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz enthält. Dabei wurde berücksichtigt, dass die Regeltagesstättengruppe mit einer Gruppenstärke von 20 Kindern auf 15 Plätze, ohne Auswirkungen auf die Regelfinanzierung nach dem GTK,  reduziert werden kann.

 

Somit wurden folgende Festlegungen getroffen: 

 

· Werden mehr als 50% Kinder ohne Behinderung in einer Gruppe betreut, handelt es sich um eine Gruppe der Jugendhilfe (Ministerium für Frauen, Jugend, Familie und Gesundheit NRW 1979) 

 

· In jeder integrativen Gruppe wird neben einer halben Tagesstättengruppe (10 Kinder ohne Behinderung) eine halbe Sonderkindergartengruppe (nach Platzzahl, in der Regel 5 Kinder)  betreut. 

 

Diese Eckpunkte haben nach Absprache mit dem Ministerium zu folgender Mischfinanzierung geführt:

 

Basis der Refinanzierung der behinderungsbedingten Mehraufwendungen für das Rheinische Sozialamt  ist der  Festsetzungsbescheid des Jugendamtes über die Betriebskosten nach dem Gesetz über Tageseinrichtungen für Kinder (GTK) und der dazu erlassenen Betriebskostenverordnung.

 

Von den festgestellten Betriebskosten übernimmt das Rheinische Sozialamt  im Rahmen der Eingliederungshilfe gemäß §§ 53, 54 Abs. 1 Nr. 1 SGB XII folgende Kosten für die Kinder mit Behinderung:

 

-           50% vom Jugendamtszuschuss

 

-           50% vom Trägeranteil

 

-           die Elternbeiträge nach dem GTK

(ab dem 10.01.2004 werden bei neu aufgenommenen Kindern die Elternbeiträge nicht mehr übernommen)

 

-          die Verpflegungskosten der Kinder mit Behinderung, abzüglich der Kostenbeiträge gemäß § 92 Abs 2 SGB XII (häusliche Ersparnis) 

 

-          die Personalkosten des anerkannten therapeutischen Personals (Krankengymnasten, Logopäden)

 

Daneben werden zusätzlich die notwendigen Kosten für den Zubringerdienst übernommen.

 

In der Platzzahl der integrativen Tagesstätten sind auch die Plätze für die integrative Hortbetreuung enthalten. Es handelt sich hier um 6 Einrichtungen mit insgesamt 35 Plätzen. Bisher wird dieses Angebot in 6 Mitgliedskörperschaften vorgehalten. Die Refinanzierung der integrativen Horte erfolgt entsprechend der Regelung für integrative Tagesstätten. 

 

Die Entwicklung der Platzzahlen in den integrativen Tagesstätten ist aus der nachfolgenden Darstellung ersichtlich:

 

Jahr                      Einrichtungen              betreute Kinder
1985                      11                                     130

1986                      12                                     135

1987                      21                                     200

1988                      26                                     230 

1989                      33                                     345

1990                      50                                     430

1991                      60                                     530

1992                      71                                     680

1993                      86                                     755

1994                    104                                     845

1995                    139                                  1.020

1996                    199                                  1.515           

1997                    220                                  1.706

1998                    255                                  2.000

1999                    273                                  2.190

2000                    295                                  2.395

2001                    317                                  2.615

2002                    340                                  2.845

2003                    364                                  3.066

2004                    396                                  3.356

 

 

Die entsprechenden Kosten für die Kinder mit Behinderung in den integrativen Tagesstätten beliefen sich im Jahre 2004 auf 12.194,00 Euro pro Kind. In diesen Kosten sind die Zubringerkosten nicht enthalten. 

  

Der Ausbau integrativer Einrichtungen hat Vorrang und wird in allen Mitgliedskörperschaften des Landschaftsverbandes weitergeführt, da noch ein erheblicher zusätzlicher Bedarf an Plätzen für Kinder mit Behinderung besteht.

 

Bei den bestehenden Sonderkindergärten wird kontinuierlich geprüft, ob aufgrund veränderter Bedarfe eine konzeptionelle Ausrichtung auf eine integrative Betreuung möglich ist. Dies geschieht in enger Zusammenarbeit mit den örtlichen Jugendämtern und dem Landesjugendamt.

 

Die Entwicklung des Bedarfes an Plätzen in Regeleinrichtungen wird intensiv vom Landesjugendamt beobachtet. In einzelnen Regionen zeichnet sich bereits ein Rückgang des Bedarfes wegen zurückgehender Kinderzahlen ab. Hier soll verstärkt für die Integration von Kindern mit Behinderung geworben werden, damit durch Umwandlung von Regeleinrichtungen der zusätzliche Bedarf an Plätzen für Kinder mit Behinderung abgedeckt werden kann oder die bestehenden Sonderkindergärten ebenfalls durch Umwandlung von Sondergruppen in integrative Gruppen sich für die integrative Betreuung öffnen.  

 

 

Einzelintegration
Die gemeinsame Erziehung von Kindern mit und ohne Behinderung in Tageseinrichtungen für Kinder hat im Rheinland eine lange Tradition. Alle Kinder profitieren von einer Pädagogik, die kein Kind ausschließt, sondern alle Kinder in ihrer Unterschiedlichkeit annimmt und entsprechend begleitet. 

In den letzten Jahren sind Eltern von Kindern mit Behinderung verstärkt auf Regeleinrichtungen im Wohnbereich zugegangen, um dort eine Betreuung für ihre Kinder mit Behinderungen zu erhalten.

 

Die Aufnahme einzelner Kinder mit Behinderung in Regeleinrichtungen ist eine ergänzende Betreuungsform zu den Angeboten der integrativen und heilpädagogischen Gruppen. 

In der integrativen Gruppe werden Kinder mit und ohne eine Behinderung in einer Tagestättengruppe begleitet, gefördert und gebildet. In der Gruppe stehen 5 Plätze für Kinder mit einer Behinderung und 10 Plätze für Kinder ohne eine Behinderung zur Verfügung.

In der heilpädagogischen Gruppe werden ausschließlich Kinder mit einer Behinderung betreut und gefördert. In dieser Gruppe stehen 8 bis 12 Plätze für Kinder mit einer Behinderung zur Verfügung. 

 

Die Einzelintegration soll in Zukunft die dritte Säule in der Betreuung von Kinder mit einer Behinderung bilden. 

Damit eine ganzheitliche Entwicklung in Zukunft auch in Regeleinrichtungen sichergestellt werden kann,  brauchen die Kinder mit einer Behinderung eine angemessene Förderung, Erziehung und Bildung. Eine Einzelintegration kann nur gelingen,  wenn ein Rahmenkonzept umgesetzt wird. Ein solches Konzept kann nur erfolgreich sein, wenn die hierfür anfallenden Kosten zur Finanzierung der notwendigen Rahmenbedingungen bereitgestellt werden.

 

 

Rahmenbedingungen:
 

Zu den Rahmenbedingungen, die in Tageseinrichtungen für Kinder sichergestellt werden müssen, damit Kinder mit Behinderung aufgenommen werden können, gehören:

 

· Reduzierung der Gruppenstärken auf der Basis der Zahl der Kinder mit einer Behinderung, die aufgenommen werden sollen (um maximal 5 Plätze)

· Aufnahme von 1 bzw. höchstens 3 Kinder mit einer Behinderung in einer  Regelkindergartengruppe oder einer Tagestättengruppe, es wird empfohlen, dass in der Regel 2 Kinder mit einer Behinderung in einer Gruppe aufgenommen werden, um einer Vereinzelung der Kinder mit Behinderung vorzubeugen. Bei Beginn der Maßnahme mit nur einem Kind mit Behinderung muss gewährleistet sein, dass weitere Kinder mit Behinderung in die Gruppe aufgenommen werden können.

· zusätzliche Stunden für pädagogische oder therapeutische Fachkräfte ( je nach dem Bedarf der Kinder, die betreut werden sollen) 

· Die pädagogischen Kräfte und der Träger der Einrichtung müssen sich mit den Gedanken der gemeinsamen Erziehung auseinandersetzen und es muss ein integratives Konzept entwickelt werden. 

· Eignung der Räume - inklusive Pflegebereich- für die besonderen Aufgaben, die sich aus der Aufnahme von Kindern mit Behinderung ergeben

· Erwerb von heilpädagogischen Kenntnissen (durch Fortbildungsmaßnahmen) der pädagogischen MitarbeiterInnen

· Sicherstellung der Zusammenarbeit mit den Therapeuten, die mit den Kindern arbeiten

 

Die ganzheitliche Förderung und Begleitung der Kinder mit einer Behinderung erfordert, dass heilpädagogische und therapeutische Hilfen mit in die Arbeit eingebunden werden.

 

 

Entwicklung:
 

Viele Fachkräfte in Tageseinrichtungen für Kinder sind bei Anfragen von Eltern zur Einzelintegration ausgesprochen motiviert und sehr bemüht, die zusätzlichen pädagogischen und pflegerischen Aufgaben wahrzunehmen und das Kind mit einer Behinderung in der Gruppe zu begleiten. Es fehlt jedoch häufig die zusätzliche Qualifikation( z.B. heilpädagogische Kenntnisse der sozialpädagogischen Fachkräfte). 

Für die ganzheitliche Entwicklung bei Kindern mit einer Behinderung ist es jedoch unerlässlich, dass die pädagogisch tätigen Fachkräfte Kenntnisse erwerben damit die Einzelintegration für alle Kinder positiv verläuft. 

Integration ist dann gelungen, wenn alle Kinder,  gleich welches Handicap sie haben, im gemeinsamen Erfahrungsprozess durch Spiel, Lernen und Kooperationen am gleichen Thema, Inhalt und Gegenstand einbezogen werden und ihre unterschiedlichen individuellen Lernerfahrungen machen.  

 
Wichtig ist, dass alle Kinder in einer Regelkindergartengruppe zu ihren individuellen Lernprozessen kommen und kein Kind eine Sonderstellung erhält. 

 

 
Einzelintegration – Finanzierung
 

Es ist beabsichtigt, die zur Durchführung einer Einzelintegration in einer Regelkindergartengruppe entstehenden Mehrkosten, im Rahmen der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII zu finanzieren.

 

Grundlage für die Ermittlung der notwendigen behinderungsbedingten Mehraufwendungen sind die vom Landesjugendamt erarbeitete Konzeption und die zum GTK erlassene Betriebskostenverordnung. 

Gleichzeitig sollte die Umsetzung der Refinanzierung der Einzelintegration sowohl beim LVR als auch bei den Trägern der Einrichtungen mit einem möglichst geringen Verwaltungsaufwand umgesetzt werden.

Daher wird für die anerkennungsfähigen Personalkosten im Rahmen des anerkennungsfähigen behinderungsbedingten Mehraufwandes grundsätzlich ein Pauschalbetrag pro Kind und Jahr ermittelt werden. Für die Kostenermittlung wurden 

Personalkosten auf der Basis der Vergütungsgruppe Vb BAT, 35 Jahre verh. 1 Kind zugrunde gelegt.

 

 

Ausgangsbasis zur Kostenermittlung für die Refinanzierung der Einzelintegration:
 

· Reduzierung einer Regelkindergartengruppe von 25 Kindern - in Anlehnung an die Konzeption - um 3 bis 5 Plätze. 

 

· Aufnahme von in der Regel zwei bis höchstens 3 Kinder mit Behinderung. 

 

· eine zusätzliche Fachkraft über die Mindestbesetzung hinaus, bei einem Stundenkontingent von 19,25 Std., in Abhängigkeit zur Anzahl der aufgenommenen Kinder mit Behinderung. Es bleibt dem Träger überlassen, ob er eine pädagogische oder eine therapeutische Fachkraft einstellt. 

 

Durch die zusätzlich zu beschäftigende Fachkraft entstehen zusätzliche Personalkosten. 

 

· eine Fachkraft / Vollzeit ( Vb BAT ; 38,5 Std.)            -Durchschnittswert-   47.870 € 

· bezogen auf 19,25 Std.                                                                                 23.935 € 

 

Behinderungsbedingter Mehraufwand an Personalkosten 23.935 € 

Mehrkosten = pro Kind   (  verteilt auf 3 Kinder mit Behinderung )                            7.978 €
 

  

Bei diesen Kosten blieben die Kosten der Gruppenreduzierung unberücksichtigt,

Mit dem MSJK bleibt abzuklären, ob das MSJK die Gruppenreduzierung insgesamt mit trägt, so dass der überörtl. Träger der Sozialhilfe die Kostenreduzierung gem. § 3 BKVO nicht übernehmen muss.

 

Sollte sich das MSJK an den durch die Gruppenreduzierung um 3 Plätze bei der Abrechnung der Betriebskosten nach dem GTK entstehenden Mehrkosten in Höhe von insgesamt 11.990 €  nicht beteiligen, ergibt sich für den Landschaftsverband folgende Kostenbelastung:

 

Kosten der Gruppenreduzierung                                                                             11.990 € 

zuzügl. Personalkosten der päd./therap. Kraft                                                        23.935 €     

                                                                                                                            =  35.925 €

 

Kosten/Einzelintegration/pro Platz im Rahmen der

Eingliederungshilfe -                                                                                                11.975 €
Finanzierungsvorschlag
 
In den letzten Jahren ist das Angebot in den integrativen Tagesstätten ständig erweitert worden. Dennoch reicht diese Platzerweiterung aufgrund der hohen Fallzahlen bei den Kindern mit Behinderung nicht aus, um den Platzbedarf zu decken. In besonders unterversorgten Gebieten sind daher in der Vergangenheit weitere Sonderkindergartenplätze, befristet und mit der Maßgabe einer Umwandlung in integrative  Tagesstätten, geschaffen worden.

Bei Umsetzung der Konzeption und des Finanzierungsvorschlages für die Einzelintegration kann erwartet werden, dass bei weiterem Ausbau der integrative Tagesstätten die Schaffung neuer Plätze in Sonderkindergärten entbehrlich ist und auch eine Platzreduzierung in den bestehenden Sonderkindergärten erreicht werden kann. 

 

Im Haushalt 2005 sind für den Ausbau der Sonderkindergärten 2.135.615 € vorgesehen.

Am 31.12.2004 standen im Rheinland 2.081 Plätze zur Verfügung. Da im Jahre 2005 keine zusätzlichen Plätze in Sonderkindergärten geschaffen werden, stehen diese Mittel zur Finanzierung der Einzelintegration zur Verfügung.

 

Bei Schaffung von 150 Plätzen im Rahmen der Einzelintegration werden nach der oben dargestellten Finanzierung folgende Mittel benötigt:

 

Finanzierung mit Beteiligung des Landes NRW:

 

150 Plätze x 7.978 € = 1.196.700 €

 

Finanzierung ohne Beteiligung des Landes  NRW

 

150 Plätze x 11.975 € = 1.796.250 €

 

Unabhängig von der Art der Finanzierung reichen somit die im Haushalt eingestellten Mittel zur Finanzierung der Einzelintegration aus.  

 

 

 

In  Vertretung

 

 

 

 

H o f f m a n n  - B a d a c h e

